
Das Gericht habe den in der mangelnden Begründung der Ent­
scheidung des Parlaments liegenden Rechtsverstoß übersehen. 
Stattdessen habe es die mangelnde Begründung der Nicht­
behandlung der Petition durch seine eigene Begründung ersetzt. 

Das Gericht habe verabsäumt, die Tatsache zu würdigen, dass 
dem Rechtsmittelführer die Möglichkeit verwehrt worden sei, 
dem Petitionsausschuss sein Anliegen unverfälscht vorzutragen. 

( 1 ) Urteil des Gerichts vom 14. September 2011 (noch nicht in der 
Sammlung veröffentlicht). 

Rechtsmittel des Königreichs Spanien gegen das Urteil des 
Gerichts (Zweite Kammer) vom 26. Februar 2013 in den 
verbundenen Rechtssachen T-65/10, T-113/10 und 
T-138/10, Spanien/Kommission, eingelegt am 14. Mai 2013 

(Rechtssache C-263/13 P) 

(2013/C 207/45) 

Verfahrenssprache: Spanisch 

Parteien 

Rechtsmittelführer: Königreich Spanien (Prozessbevollmächtigter: 
A. Rubio González) 

Andere Partei des Verfahrens: Europäische Kommission 

Anträge 

Der Rechtsmittelführer beantragt, 

— dem Rechtsmittel stattzugeben und das Urteil des Gerichts 
vom 26. Februar 2013 in den verbundenen Rechtssachen 
T-65/10, T-113/10 und T-138/10, Spanien gegen Kommis­
sion, aufzuheben; 

— die Entscheidungen der Kommission C(2009) 9270 vom 30. 
November 2009, C(2009) 10678 vom 23. Dezember 2009 
und C(2010) 337 vom 28. Januar 2010, mit denen die 
Beteiligung des Europäischen Fonds für Regionale Entwick­
lung (EFRE) gekürzt wurde, die nach dem operationellen 
Programm „Andalusien“ des Ziels 1 (1994-1999) in Anwen­
dung der Entscheidung C(94) 3456 der Kommission vom 9. 
Dezember 1994, dem operationellen Programm „Basken­
land“ des Ziels 2 (1997-1999) in Anwendung der Entschei­
dung C(1998) 121 der Kommission vom 5. Februar 1998 
und dem operationellen Programm „Gemeinschaft Valencia“ 
des Ziels 1 (1994-1999) in Anwendung der Entscheidung 
C(1994) 3043/6 der Kommission vom 25. November 1994 
gewährt worden war, für nichtig zu erklären; 

— der anderen Partei des Verfahrens die Kosten aufzuerlegen. 

Rechtsmittelgründe und wesentliche Argumente 

— Rechtsfehler in Bezug auf die Berücksichtigung des Art. 
24 Abs. 2 der Verordnung Nr. 4253/88 ( 1 ) als Rechts­

grundlage für die Vornahme von Finanzkorrekturen, die 
auf einer Extrapolation beruhten. Dieser Artikel stelle im 
Fall von systematischen Unregelmäßigkeiten keine Rechts­
grundlage für die Vornahme von Finanzkorrekturen durch 
Extrapolation dar, da dieses Recht der Kommission nicht 
zustehe. 

— Rechtsfehler in Bezug auf die Prüfung der Zuverlässigkeit, 
der Kohärenz, der Einschlägigkeit und der Eignung der 
von der Kommission angewendeten Extrapolation. Die Prü­
fung des Gerichts in Bezug auf die Repräsentativität der für 
die Finanzkorrektur durch Extrapolation herangezogenen 
Musterfälle sei nicht im Einklang mit der Rechtsprechung 
Tetra Laval ( 2 ) erfolgt. 

( 1 ) Verordnung des Rates vom 19. Dezember 1988 zur Durchführung 
der Verordnung (EWG) Nr. 2052/88 hinsichtlich der Koordinierung 
der Interventionen der verschiedenen Strukturfonds einerseits und 
zwischen diesen und den Interventionen der Europäischen Investiti­
onsbank und der sonstigen vorhandenen Finanzinstrumente anderer­
seits ( ABl. L 374, S. 1). 

( 2 ) Urteil des Gerichtshofs vom 15. Februar 2005, Kommission/Tetra 
Laval (C-12/03 P, Slg. 2005 I-987), Abs. 39. 

Vorabentscheidungsersuchen des Hof van beroep te 
Antwerpen (Belgien), eingereicht am 15. Mai 2013 — 

Provincie Antwerpen/Mobistar NV 

(Rechtssache C-264/13) 

(2013/C 207/46) 

Verfahrenssprache: Niederländisch 

Vorlegendes Gericht 

Hof van beroep te Antwerpen 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Rechtsmittelführerin: Provincie Antwerpen 

Rechtsmittelgegnerin: Mobistar NV 

Vorlagefrage 

Sind Art. 6 und/oder Art. 13 der Richtlinie 2002/20/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 7. März 2002 über 
die Genehmigung elektronischer Kommunikationsnetze und 
-dienste (Genehmigungsrichtlinie) dahin auszulegen, dass sie es 
verbieten, dass einer Behörde eines Mitgliedstaats erlaubt wird, 
die wirtschaftliche Tätigkeit der Telekommunikationsbetreiber, 
die im Hoheitsgebiet oder einem Teil hiervon durch das Vor­
handensein von für diese Tätigkeit verwendeten GSM-Stützen, 
-Masten oder -Antennen auf öffentlichem oder privatem Grund­
besitz ermöglicht wird, aus Haushaltsgründen oder anderen 
Gründen zu besteuern?
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